
Besetzte Senate, Demonstratio-
nen, Banner an den Hochschul-
gebäuden – die Universitäten in
Nordrhein-Westfalen scheinen
aus ihrem Dornröschenschlaf er-
wacht. Allerdings ist der küssen-
de Prinz keineswegs der Schwie-
gersohn, den sich aufgeklärte
Eltern wünschen würden. 

Die Landesregierung von NRW
hat sich aufgemacht, das
Hochschulwesen grundlegend

umzuwälzen. Nicht nur die Abschaf-
fung der Breitenbildung steht auf ih-
rer Agenda, sondern auch die voll-
ständige Umstrukturierung der uni-
versitären Strukturen. Es sind zwei
Gesetze, die die Studierenden end-
lich aufrütteln: Das Hochschulge-
bührengesetz und das Hochschul-
«freiheits»gesetz.

Das Hochschulgebührengesetz er-
möglicht den Hochschulen, ab dem
Sommersemester 2007 Studien-
gebühren bis zu 500 Euro pro Se-
mester zu erheben. Damit hat die
Regierung den Schwarzen Peter un-
verblümt an die Hochschulen weiter-
gereicht. Jede einzelne Uni kann
entscheiden, ob sie Gebühren er-
hebt und sich damit von dem Recht

auf kostenfreie Bildung für alle ver-
abschiedet. Oder ob sie alternativ
auf Gebühren verzichtet und riskiert,
die laufenden Kosten (bspw. der
Energieversorgung) nicht mehr be-
gleichen zu können.

Viele Universitäten stehen vor ei-
nem Millionendefizit, das von der
Landesregierung nicht beglichen
wird. Studiengebühren scheinen der
Weisheit letzter Schluss zu sein. 

Der Druck erhöht sich durch das
bereits angekündigte zweite Geset-
zesprojekt der Landesregierung:
Das Hochschul«freiheits»gesetz. Mit
ihm werden die Hochschulen zu Kör-
perschaften des öffentlichen Rechts
umgewandelt. Sie wären künftig in-
solvenzfähig. Entscheiden wird in
Zukunft nicht mehr der – wenigstens
annähernd – demokratisch legiti-
mierte Senat, sondern ein «Hoch-
schulrat», der sich aus Vertretern
der Wirtschaft zusammensetzen
wird. Was Bildungsminister Pinkwart
(FDP) vollmundig als den Beginn von
Freiheit und Lehre und die Unabhän-
gigkeit der Hochschulen zu loben
nicht müde wird, setzt die Universi-
täten den Regeln des freien Mark-
tes aus.

Was soll aber eine kapitalistische
Wirtschaft mit kritischen Wissen-

schaften, nachhaltigen Wirtschafts-
konzepten oder ökologischer For-
schung? Sie will sie abschaffen. Da-
zu hat sie fürderhin alle Möglichkei-
ten: Die öffentliche Finanzierung
wird zurückgeschraubt, Drittmittel
müssen akquiriert werden, die
Haushaltslage für Forschung und
Lehre, die nicht marktschnittig ar-
beiten, wird zunehmend prekär. Der
Hochschulrat wird sich den «Sach-
zwängen» nicht entziehen können,
geschweige denn wollen, und unlieb-
same Fakultäten schließen.

Dieser Generalangriff auf das Bil-
dungswesen geht selbst den friedli-
chen bundesdeutschen Studieren-
den zu weit.

Zum Unglück der Landesregierung
kämpften parallel zu den anstehen-
den Entscheidungen über die Einfüh-
rung von Gebühren die Studieren-
den der französischen Hochschulen
erfolgreich gegen die Einführung des
CPE. An vielen Unis fanden spontan
Veranstaltungen unter dem Titel
«Von Frankreich lernen, heißt siegen
lernen» statt. Zahlreiche Studieren-
de, die bisher scheinbar unberührt
von den Ereignissen an ihrer eige-
nen Uni waren, wurden mitgerissen
und politisiert. Es sind längst nicht
mehr die «üblichen Verdächtigen»
allein, die den Widerstand an den
Unis tragen. Dass sich dann auch
noch die Beschäftigten der Univer-
sitäten im Streik befanden und sich
mit den Studierenden solidarisierten
– das konnten Herr Pinkwart und
seine Kumpane nun wirklich nicht
ahnen, als sie die Gesetze auf den
Weg brachten.

Völlig neu an den jetzigen Aktionen
ist die enge Zusammenarbeit zwi-
schen Beschäftigten und Studieren-
den. Bei der Senatsbesetzung an
der Ruhruni Bochum war eine Dele-
gation von Deilmann-Haniel anwe-
send. Die Streikenden der Ver.di un-
terstützten den Protest.

Die landesweite Demonstration in
Düsseldorf am 16.Mai wurde von

den Streikenden und Studierenden
gemeinsam getragen.

Seit dem 22. Mai gibt es nun die
«Freie Uni Bochum». Spontan ge-
gründet wurde sie, nachdem der
Senat durch die kalte Küche die Er-
arbeitung einer Gebührensatzung
beschlossen hatte. Studierende der
Uni Münster hielten über Tage das
Schloss in Münster besetzt. Der
Kölner Senat verlegte seine Ge-
bührenentscheidung aus Angst vor
Protesten ins Kernforschungszent-
rum Jülich. An vielen anderen Unis
regt sich der Widerstand und vor
allem der Wille, miteinander das
Hochschul«freiheits»gesetz zu ver-
hindern. Hier stehen Beschäftigte
und Studierende und zunehmend
auch Lehrende Seite an Seite.

Für Ende Juni ist eine breit ange-
legte Demonstration vor dem Land-
tag gegen den Bildungsabbau ge-
plant. Die Organisatoren werden
sich darauf einrichten müssen,
dass ihr Widerstand mit massiver
Polizeigewalt beantwortet wird. Das
haben bereits die Proteste der letz-
ten Wochen gezeigt.

Fast alle Senate wurden polizeilich
und nicht eben zimperlich geräumt,
Teilnehmende der Demonstration in
Düsseldorf über zwei Stunden einge-
kesselt, als sie auf dem Weg nach
Hause waren. Der friedliche Wider-
stand soll kriminalisiert werden. Die
Studierenden antworten darauf mit
Wortgewalt und Solidarität.

Katharina Schwabedissen
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Protestwelle an NRW-Unis

Nicht mehr nur die ‹üblichen Verdächtigen›

Was will die SoZ?
� Die Sozialistische Zeitung (SoZ) setzt sich
zum Ziel, publizistisch dazu beizutragen, alle
Verhältnisse umzuwerfen, in denen der Mensch
ein erniedrigtes, geknechtetes, verlassenes
und verächtliches Wesen ist.
� Sie versteht sich deshalb als Teil der eman-
zipatorischen Bewegungen, deren Ziel die Be-
freiung der Menschen von Unterdrückung, Aus-
beutung, Entfremdung und Gewalt ist.
� Der Kampf für umfassende Emanzipation
kann nur erfolgreich sein, wenn die unter-
drückten und entfremdeten Menschen sich für
ihre eigenen Interessen und gegen Unterdrü-
ckung und Erniedrigung selbst engagieren. Des-
halb verteidigt die SoZ demokratische Ansprü-
che individueller wie kollektiver Art und be-
kämpft alle Formen ausgrenzender Diskrimi-
nierung (Chauvinismus, Sexismus, Rassismus,
Antisemitismus usw.) in der bürgerlichen Ge-

sellschaft wie auch innerhalb linker Organisa-
tionsformen.
� Der Kampf für umfassende Emanzipation in
der bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft
wird nicht zuletzt entlang des Widerspruchs zwi-
schen Lohnarbeit und Kapital geführt. Deshalb
versteht sich die SoZ als grundsätzliche Geg-
nerin der weltweit vorherrschenden kapitalisti-
schen Gesellschaft und ergreift Partei für die
gegen Profitstreben und Konkurrenzkampf
streitenden abhängig Beschäftigten.
� Es gibt Widersprüche, die nicht auf den Wi-
derspruch von Lohnarbeit und Kapital zu redu-
zieren sind –die Geschlechterfrage und die Öko-
logiefrage bspw. oder die Missachtung demo-
kratischer Rechte von besonders unterdrück-
ten und benachteiligten Bevölkerungsteilen.
Deren praktische und theoretische Bearbeitung
erfordert eigenständige Mittel. Ihre besondere
Ausformulierung erfahren diese Widersprüche
durch die bürgerliche Gesellschaft und den sie

zentral durchziehenden Widerspruch zwischen
Kapital und Arbeit. Es bedarf deswegen einer
neuen, sich nicht selbst herstellenden Einheit
in der Vielfalt, eines neuen Bündnisses von de-
mokratischen und sozialistischen Kämpfen.
� Da der Kampf um umfassende Emanzipati-
on ein internationaler ist und letzten Endes
auch nur dann erfolgreich sein kann, wenn er
als internationalistischer weltweit geführt wird,
versteht die SoZ die Förderung internationaler
Solidarität und internationaler Zusammenar-
beit als eine besondere Aufgabe der Zeitung.
� Notwendig ist eine sozialistische Gesell-
schaft. Ihre ökonomische Grundlage kann nur
sein: eine demokratisch geplante, selbstver-
waltete Wirtschaft, die sich vor allem an den
Bedürfnissen der Menschen orientiert –anstatt
am Profit der Unternehmer und Banker oder den
Privilegien der Bürokraten. Ihre politische
Grundlage kann nur sein: Die Verwirklichung der
breitesten Demokratie, die Selbstbestimmung

der Produzenten und die Selbstorganisation all
derer, die einer besonderen Form der Unterdrü-
ckung unterliegen. Ziel muss also eine Gesell-
schaft sein, die im Gegensatz zur bürgerlich-ka-
pitalistischen Klassengesellschaft und zu den
ehemaligen bürokratischen Regimen (in der Ex-
DDR, der Ex-UdSSR, in China usw.) steht. So-
zialistische Demokratie kann sich nur da ent-
wickeln, wo individuelle Rechte garantiert und
erweitert werden, wo sich politische, soziale
und kulturelle Demokratie entwickeln kann, oh-
ne auf Grenzen von Macht und Herrschaft zu
stoßen.
� Eine solche Gesellschaft von morgen wird in
den Kämpfen von heute aufgebaut. Die SoZ als
eine von Parteien unabhängige Zeitung tritt in
diesen Kämpfen für die Einheit der sozialisti-
schen Kräfte und für den Aufbau einer organi-
sierten Gegenmacht ein, die uneingeschränkt
für diese Ziele steht.
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